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Kirche und 

Allenthalben wird unter verschiedensten Aspekten das 
Thema « Kirche und Partei » wieder aktuell. Dabei geht es zu-
meist nicht um einen Angriff gegen die Kirche. Sie wird nicht, 
wie dies vor etwa zwanzig Jahren der Fall war, der Einmischung 
in die politische Sphäre beschuldigt. Man klagt nicht über «Po­
litischen Katholizismus» oder über eine Verklerikalisierung 
der Parteien, die sich « katholische » oder « christliche » nennen. 
Weder die Kirche ist angegriffen, Machtgelüste zu entwickeln, 
noch die christlichen Parteien, der «verlängerte» Arm einer 
Kirche zu sein. Der Fragepunkt hat sich deutlich verschoben. 
Während früher - wenigstens bei uns - den verschiedenen Par­
teien eine mehr oder weniger deutliche Weltanschauung zu­
grunde lag, die sie unterschied, und dementsprechend auch ein 
Wahlkampf in erster Linie mit Grundsatzparolen ausgefochten 
wurde, wobei praktische Forderungen gleichsam die Rolle der 
Inkarnation von Grundsätzen spielten, haben sich heute die 
Parteien im Grundsätzlichen weitgehend einander genähert. 
Ihre Konturen haben sich verwischt. Manche sagen, sie seien 
zu reinen «Wirtschaftsparteien» anstelle der früheren «Welt­
anschauungsparteien» geworden. Man kann darin ein erfreu­
liches und man kann darin ein bedenkliches Symptom erblicken. 
Ein erfreuliches, insofern sich anscheinend alle Parteien in den 
grundlegenden Fragen einig sind; ein bedenkliches, insofern 
vielleicht für den Wähler grundsätzliche Fragen eine immer ge­

ringere Rolle spielen und er immer mehr mit handfesten In­
teressen von einer praktischen Frage zur andern hüpft, ein ma­
terialistischer Zug also, dem die Parteileitungen nachgeben. 

Wie dem auch sei, an die christlichen Parteien stellt man die 
Frage, mit welchem Recht sie sich eigentlich so benennen, da 
ja ein Christ, ohne sein Gewissen zu verletzen, heute - in dieser 
gewandelten Situation - in jeder Partei sich heimisch fühlen 
könne. Werfen wir zunächst einen Blick auf die Ereignisse der 
letzten Zeit, um die Fragestellung zu präzisieren. Eine Ant­
wort oder Stellungnahme unsererseits wollen wir einem spä­
teren Aufsatz vorbehalten. 

In Österreich hat sich in der Führungsschicht der Sozialde­
mokratischen Partei ein deutlicher Wandel vollzogen. Der Vor­
sitzende der Partei, Dr. Pittermann, bemüht sich offensichtlich 
um ein besseres Verhältnis der SPÖ zur katholischen Kirche. 
Vom Marxismus als offizieller Parteidoktrin ist die österrei­
chische Sozialdemokratie abgegangen. Freilich erstrebt sie 
trotzdem immer noch eine weitgehende Verstaatlichung der 
Wirtschaft. Anderseits hat sie aber nach längerem Sträuben das 
Konkordat von 1933 anerkannt. Das erfordert in der Kultur­
politik und Schulpolitik eine Umstellung. Diese könnte zum 
Prüfstein werden, inwieweit die Massen der SPÖ bereit sind, 
den Parolen der Führerschicht Folge zu leisten. Freilich wer-
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den Verhandlungen trotz alledem mit dem Vatikan nötig sein, 
um gewisse Vereinbarungen von 1933 den veränderten Ver­
hältnissen anzupassen. Nehmen wir an, dies alles käme zu 
einem guten Ende. Die Österreichische Volkspartei ist ohne­
hin keine ausgesprochen christliche Partei. Sie setzt sich in der 
Hauptsache aus drei Bünden zusammen, die drei Wirtschafts­
gruppen darstellen: Bauern, Handel, Arbeiter, deren Mitglie­
der freilich mehrheitlich die Grundkonzeptionen der Kirche 
über den Menschen, das Verhältnis von Autorität und Freiheit, 
den Staat bejahen dürften. Wenn es nun den Anschein hat, als 
bejahe die SPÖ im Wesentlichen dieselben Grundkonzeptionen 
- nicht weil die Kirche sie lehrt, aber dieselben, welche die 
Kirche lehrt - , warum sollte ein Katholik nicht ruhigen Ge­
wissens dieser Partei beitreten aus irgendwelchen praktischen 
oder personellen Erwägungen ? Jedenfalls erhofft sich die SPÖ 
einen solchen Einbruch in die katholischen Kreise und die 
Kirche beschränkt sich auf Hinweise allgemeiner Art : «Wenn 
die SPÖ zu einer Art Labour Party sich wandeln sollte», und 
dergleichen mehr. 

In Deutschland, der Bundesrepublik, liegen die Verhältnisse 
nicht so einfach. Immerhin ist auch hier ein deutliches Abrük-
ken von der marxistischen Doktrin festzustellen. Soeben spielt 
sich im «Vorwärts », dem Parteiorgan der SPD, eine Aussprache 
über das Sozialisierungsprogramm ab. Hermann Wolters er­
klärt die Sozialisierung als überholt. Er fordert neue Mittel 
und Wege, eine neue Eigentumsbildung, eine harte Wettbe­
werbsordnung, öffentliche Monopolaufsicht, Förderung ge­
sellschaftlicher Wirtschaftsformen, Ausbau der Wirtschafts­
demokratie. Damit greift der Bremer Wirtschaftssenator ein 
Postulat der Labour Party in England auf, die das wirtschaft­
liche Leben immer mehr mit gewerkschaftlichen Einflüssen 
durchdringen will. Ein Machtmonopol gefährlicher Art kann 
daraus entstehen. Wenn Wolters nun auch kein weißer Rabe in 
der SPD ist, so steht er doch keineswegs auf dem linken Flügel 
der Partei. Trotzdem, immer weitere Kreise anerkennen das 
Privateigentum und rücken tatsächlich von dem Gedanken der 
Sozialisierung ab. Männer, die keineswegs marxistisch gebun­
den sind, rücken in den Vordergrund, wie der Berliner Bürger­
meister Brandt, der Württemberger Professor Carlo Schmid 
oder auch Dr. Adolf Arndt. Immer akuter wird zumal in Krei­
sen der Intellektuellen die Frage, ob nicht die SPD sich den 
Katholiken als durchaus ebenbürtige Wahlmöglichkeit anbieten 
könnte vom Standpunkt des Glaubens aus, neben der CDU 
oder der CSU - und noch viel mehr verlangt die SPD nach einer 
solchen direkten oder indirekten Anerkennung von Seiten der 
christlichen Kirchen. Zumindest aber scheint eine neue gegen­
seitige Abgrenzung erforderlich. 

Diesem letzten Zweck dienten Aussprachen zwischen Katho­
liken und Sozialdemokraten in der Katholischen Akademie in 
München anfangs Januar dieses Jahres, die in der Presse ein 
gewaltiges Aufsehen erregten. Es handelte sich dabei nicht um 
eine offizielle Begegnung der CDU und der SPD; ebensowenig 
um eine offizielle Begegnung der katholischen Kirche mit der 
deutschen Sozialdemokratie. Das muß ausdrücklich betont 
werden. Es ging vielmehr um ein privates Gespräch, bei dem 
sich allerdings bedeutende Vertreter der katholischen Kirche 
mit solchen der SPD trafen, um auf hoher Ebene mehr theore­
tisch und grundsätzlich als praktisch den heutigen gegenseiti­
gen Standpunkt abzugrenzen. Dabei hatte die katholische Seite 
den Vorteil, daß sie leichter Gesprächspartner finden konnte, 
die keine Parlamentarier waren, als die SPD. Diese waren näm­
lich weniger in Gefahr, anhand parlamentarischer Erlebnisse 
auf Kasuistik, auf «Fälle», hinabzusinken, die zur grundsätz­
lichen Klärung nichts beitragen konnten. Von katholischer 
Seite passierte ein solcher Lapsus nur einmal einem prominen­
ten CDU-Mann, der den «Fall» der Rheinhausener Rede des 
Bischofs von Münster vor den Bundestagswahlen anführte, 
mit der Wirkung, daß er Streitluft und sogar - das einzige Mal 
in München ! - Zwischenrufe weckte, ohne zur grundsätzlichen 

Klärung der Naturrechtsfrage fruchtbar zu sein. Trotzdem 
darf gesagt werden, daß sich im Ganzen auf beiden Seiten das 
Gespräch auf hoher Ebene hielt. 

Nennen wir einige Gesprächspartner: Auf katholischer 
Seite: Prof. G. Gundlach S.J., Dozent an der Päpstlichen Uni­
versität in Rom; Prof. von Nell-Breuning S.J., Dozent an der 
Universität Frankfurt a. Main ; Prof. Freiherr von Pölnitz, Mini­
ster a.D., Süsterhenn. Auf sozialdemokratischer Seite : Prof. Car­
lo Schmid; Prof. Weisser, Köln; der bayrische SPD-Chef W. v. 
Knöringen; Dr. Adolf Arndt. Dazu waren als Zuhörer viele 
prominente Persönlichkeiten von beiden Seiten erschienen. 

Den Reigen eröffnete Prof. Gundlach (sein Referat wie auch 
dasjenige von Prof. von Nell-Breuning findet man vollinhalt­
lich in den «Stimmen der Zeit», Februar 1958); Er legte seine 
Ausführungen sehr hoch an im Sinn dieser Tagung, aber ver­
mutlich nicht in Richtung der Erwartungen seiner Partner. Er 
betonte in klarem Aufbau vier Forderungen der Kirche, bes­
ser würden wir sagen, einen vierfachen Beitrag der Kirche zum 
sozialen und gesellschaftlichen Leben: 1. Die Verkündigung 
«der G o t t e b e n b i l d l i c h k e i t de r m e n s c h l i c h e n P e r ­
s o n , wodurch allein der Gegenseitigkeit der Menschen auf 
objektive Wertfülle hin, also dem Sozialen als Solidarität, die 
innere unzerreißbare Begründung zukommt». 2. Die Verkün­
digung vom R e c h t d e r P e r s o n , dessen Wurzel wieder in 
der Gottebenbildlichkeit liegt. Weshalb die Kirche auch stets 
die soziale, solidarische Verbundenheit als Rechtsbeziehung 
hervorhob und dementsprechend im Organisieren mensch­
lichen Zusammenlebens immer nach Ausgewogenheit von 
Autorität und Freiheit suchte. Das Prinzip der Rechtssicherheit 
also verdanken wir ihr. 3. Durch ihr «Mitsein» in Gesellschaft 
und Geschichte, durch ihr Festhalten an der wahren Natur des 
Sozialen, an seiner Verankerung im Menschen als Person 
schützte die Kirche auch die A u f f a s s u n g v o m S taa t vor 
jener «Entwesung», von der man heute spricht. «Staat» ist 
nach ihrer Auffassung ein Gebilde objektiven Zwecks: die 
Rechtsordnung verlangt notwendig den Gebrauch und den 
Bestand der Personrechte, die mit dem Sozialen gegeben sind. 
Staat ist also «die notwendige Projektion des ontologischen 
Seins- und Wertbestandes des sozialen* ins Organisierende und 
Organisierte ». Staat ist darum nur möglich, wo ein Minimum 
an Gemeinsamkeit von Grundwerten, vollinhaltlich bestimm­
ten Personrechten, die unantastbar sind, vorhanden ist. Fallen 
die Auffassungen vom Sinn des Menschen und der Gesellschaft 
pluralistisch auseinander, «ist dennoch ein Ausgleich über un­
antastbare, der Abstimmung entzogene Grundwerte und 
Grundrechte, ein Ausgleich der Toleranz in dem, was für alle 
gelten soll, möglich und nötig, wenn überhaupt Staat, demo­
kratischer Staat sein soll». 

Das «Mitsein» der Kirche, das letztlich ein theologisches Faktum dar­
stellt, umschreibt Grundlach also: «Der politische Mensch ist als Katholik 
von der Kirche umfaßt und zwar wesentlich, weil die Kirche in einem von 
Gott gewollten Sinn das Lebensprinzip der menschlichen Gesellschaft ist. 
Dies ist gemeint im Sinn einer vom Erlösergott gesetzten Koexistenz, 
eines inneren Mitseins der Kirche in der menschlichen Gesellschaft und 
Geschichte, wobei die in der Gesellschaft und allen ihren Bezirken gege­
benen, vom Schöpfergott stammenden Eigengesetzlichkeiten oder ob­
jektiven Sinnzusammenhänge nicht aufgehoben, sondern im und durch das 
Mitsein der Kirche geschützt und gefördert werden.» Das Mitsein be­
deutet also nicht Theokratie, nicht religiös begründeten Integralismus und 
Totalitarismus, auch nicht Klerikalismus. Die Hierarchie unterstützt 
subsidiär die in den einzelnen Bezirken stehenden Laien. 

4. Endlich wird es immer Auffassung der Kirche sein, daß 
der Staat in seinen Maßnahmen dem Menschen immer als 
G a n z e m begegnen muß. Nie darf der Mensch «mechanistisch 
in verschiedene Sphären der Anliegen» zerfallen. Dies ergibt 
sich als Schlußfolgerung aus dem dritten Punkt. 

An dieser katholischen Auffassung vom Wirken der Kirche 
mißt nun Gundlach den Sozialismus, das heißt er befragt ihn, 
wie er sich zu ihr stelle. Er b e f r a g t ihn, weil es ja nicht klar ist, 
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wie weit sich die Sozialdemokratie von ihren einstigen Haltun­
gen gelöst hat. Er befragt ihn aber nicht rein abstrakt, gleich­
sam mit einem Fragebogen, der sich ebensogut auch an andere 
richten könnte, sondern konkret, das heißt ausgehend von 
seiner Gestalt, die er tatsächlich wenigstens früher besaß. Da­
bei wiederholt er nicht Dinge, die offensichtlich sind. Daß der 
Demokratische Sozialismus vom Determinismus, von der 
Wirtschaftsdialektik, vom Klassenkampf abgerückt ist, weiß 
jedermann. Es frägt sich aber, ob er ebenso von seiner einsti­
gen l i b e r a l - r a t i o n a l i s t i s c h e n Komponente abgerückt ist. 
Immer schon hat Gundlach (und nicht allein er) diese These 
vertreten. Aus dieser Komponente erklärt er seit vielen Jahren, 
wieso der auf Karl Marx zurückgehende Sozialismus sich später 
aufteilte in «Kommunismus» und «Sozialismus». Die These 
ist von Karl Marx her zeitgeschichtlich fundiert und zieht außer­
dem noch herbei, daß die im «Kapital» gegebenen vier The­
sen über die Zukunft der «kapitalistischen Wirtschaft» von 
den zwei Gruppen der Erben Marx' anders und anders akzen­
tuiert werden. 

Nun aber löste der neuzeitliche Liberalismus im Gegensatz 
zu Punkt i «laizistisch und säkularisierend die Gesellschaft als 
solche gegen alle Wahrheit von Gott . . . , er löste das Soziale in­
dividualistisch, subjektivistisch auf in .reinen Nominalismus 
oder Funktionalismus letztlich quantitativ bestimmbarer 
Kräfte». Es wird also auch an den Sozialismus die Frage zu 
stellen sein: Ob er im Sozialen «lediglich die denkbar vernünf­
tigste, das ist produktivste Organisation von Individuen» 
sehe? 

Zu Punkt 2 hat der Liberalismus das Prinzip der Rechts­
sicherheit als «Palladium gegen die Willkür jeglicher Autorität 
verstanden ». Er löste aber gegen alle Wahrheit die gesellschaft­
liche Verbundenheit und Autorität vom göttlichen Wurzel­
grund und so nahm er dem Prinzip der Rechtssicherheit die 
feste Verankerung. Aber nicht nur das : er entzog dadurch « den 
Schutz durch dieses Prinzip jedem a b s o l u t fundierten Recht». 
So dient er der «falschen Majestät des positiv menschlichen 
Gesetzes, des logisch kohärenten Systems von Rechten als Ver­
kehrsregeln unter den Menschen». Er tritt gegen das N a t u r ­
r e c h t und gegen das p o s i t i v e g ö t t l i c h e G e s e t z auf, die 
beide die liberal verstandene Rechtssicherheit gefährden. Wie­
derum wird also zu fragen sein, ob sich der Demokratische So­
zialismus nicht nur von der materialistischen Komponente des 
Marxismus, sondern auch von der liberalen theoretisch und 
praktisch löst. 

Zu Punkt 3 : Der Sozialismus rühmt sich heute, keine «Welt­
anschauungspartei » mehr zu sein. Aber nach dem oben Ge­
sagten muß man sagen, daß im demokratischen Staat alle Par­
teien notwendig «Weltanschauungsparteien» seien, das heißt 
einer bestimmten Auffassung vom Sinn des Menschen und der 
Gesellschaft folgen, «denn indem die echte politische Partei als 
solche notwendig auf den Staat, also auf ein Wert- und Zweck­
geladenes bezogen ist, kommt sie aus dem sogenannten Welt­
anschaulichen gar nicht heraus». Des Demokratischen Sozia­
lismus «Weltanschauungsfreiheit» läßt also die Frage aufkom­
men, ob er eine vom Katholiken annehmbare Auffassung von 
der Natur des Staates habe. 

Was endlich das Mitsein der Kirche betrifft, so wird er zu fra­
gen sein, «nicht ob er die katholische Sicht von der Kirche 
habe, wohl aber, ob er die von der katholischen Kirche vertre­
tenen Prinzipien der natürlichen Vernunft über Gesellschaft­
lichkeit, Rechtsordnung, Freiheit und Autorität und den Sinn 
des Staates anerkenne». Abschließend urteilt Gundlach darum 
also: «Wenn der Papst (in «Quadragesimo anno») zum Urteil 
kommt, daß jeder Sozialismus mit der Lehre der Kirche unver­
einbar ist, so hegt dies zum tiefsten an der Auffassung des So­
zialismus als einer laizistischen, säkularisierend auftretenden 
Form proletarischen Liberalismus'. Solange der Demokratische 
Sozialismus diese Sachlage nicht theoretisch und praktisch klärt, 
wird man das Urteil des Papstes auf ihn-anwenden müssen.» 

In einer Besprechung der Tagung sagt der Geistl. Rat Dr. 
Emil Muhler, selbst ein eifriger und vielgeschätzter Soziologe, 
im bayrischen Klerusblatt: «Hier wäre der Punkt gewesen, 
an dem das Gespräch hätte einsetzen müssen. Was ist die 
Gesellschaftsauffassung des freiheitlichen Sozialismus? Hat 
er überhaupt eine Gesellschaftsauffassung, und wenn ja, 
steht diese mit der katholischen Gesellschaftsauffassung in 
Widerspruch oder nicht? Solange auf diese Frage keine 
Antwort gegeben wird, ist für uns Katholiken der freiheit­
liche Sozialismus uninteressant.» Es wird Dr. Muhler zu­
zugestehen sein, daß diese Frage keine klare Antwort auf der 
Tagung erfuhr, obwohl - wie er selbst nachdrücklich betont -
auch alle weiteren Referate sehr viel Interessantes boten und 
zum wenigsten im Praktischen eine starke Annäherung der 
Standpunkte aufwiesen. Auch P. von Nell-Breuning legte gros­
ses Gewicht darauf, zu zeigen, daß sich in manchen Punkten 
die katholische Soziallehre gewandelt habe und keineswegs ein 
perfektioniertes Sozialsystem bieten könne: «Da keine Seite* 
eine fertige Lösung aufzuweisen hat, so muß es nicht von vorne­
herein ausgeschlossen sein, sich gemeinsam an eine Lösung 
heranzuarbeiten.» Insofern also hat die Tagung zweifelsohne 
Möglichkeiten einer fruchtbaren Zusammenarbeit sichtbar 
werden lassen. Anderseits betont auch Prof. von Nell-Breu­
ning, daß das, was «unverzichtbares Gemeingut der christlichen 
Soziallehre ist», bereits «eklatante Konflikte in sich birgt mit 
dem, was heute weithin herrschende und öffentliche Meinung 
ist. Darüber gebe man sich keiner Täuschung hin.» 

Von s o z i a l d e m o k r a t i s c h e r Seite ging auf die Fragestel­
lung Gundlachs am deutlichsten Dr. Arndt ein, der von der 
Partei beauftragt ist, das neue Grundsatzprogramm auszuarbei­
ten. Er gab das Fehlen einer sozialistischen Staatslehre zu, be­
zweifelte aber, daß das Ausbilden einer eigenen Staatstheorie 
im Bereich der Möglichkeiten einer politischen Partei liege; 
denn diese sei notwendig immer in der Reform. Sodann wandte 
er sich gegen eine Auffassung, welche die Forderungen des 
Naturrechts mit den Grundsätzen einer Partei vom Staat 
gleichsetzen würde. Das Naturrecht fordert nicht, daß der 
Staat demokratisch sein muß. Eine politische Partei hingegen 
kann das Demokratische zu ihrem Prinzip erheben. Es kann 
also für eine politische Partei etwas Prinzip sein, was für die 
Kirche als Prinzip nicht möglich ist. 

Die heutige SPD bejahe die Demokratie als W e r t p r i n z i p . 
Sie bejahe somit auch den Staat als einen Wert und verstehe ihn 
in unlösbarer Zusammengehörigkeit mit dem demokratischen 
Prinzip als eine unlösbare Partnerschaft mündiger Menschen im 
politischen Sachbereich. Darum setze auch das Abstimmen auf 
demokratischem Weg die Einigkeit über unabstimmbare Werte 
und die Unbedingtheit dieser Werte voraus. Wenn Prof. 
Gundlach mit seiner Forderung einer Weltanschauungspartei 
gemeint habe, daß alle politischen Entscheidungen auch sitt­
liche Entscheidungen seien und daß es keine Entscheidung 
ohne ethische Motivierung gebe, dann bestehe über diesen 
Punkt Einigkeit, nur würde die SPD dies noch nicht als Welt­
anschauung bezeichnen. Eine politische Partei müsse einen 
Grundbestand gemeinsamer p o l i t i s c h e r Überzeugungen ha­
ben, das heißt auch eine Bindung an Werte. In der Staatsvor­
stellung der SPD bestünden bestimmte Werte als absoluter 
Wert. Wenn man das Weltanschauung nennen wolle, dann wäre 
die SPD eine Weltanschauungspartei. Sie sei keine wertfreie 
Partei und denke sich auch keinen wertfreien Staat. Sie lehne 
aber die Verpflichtung des Menschen auf etwas Totales, das 
sein ganzes Leben beherrsche, ab. Eine politische Partei dürfe 
den Menschen in ihrem Sachbereich nicht normen und fest­
legen. 

Arndt verfolgte im. übrigen die Absicht, zu zeigen, daß ja 
auch in der CDU im «Naturrecht» Katholiken und Protestan­
ten nicht übereinstimmen, trotzdem aber zusammengehen 
können. Also könne d a r i n auch kein Hindernis für den Ka­
tholiken innerhalb des «Demokratischen Sozialismus» liegen. 
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Dieses gewiß wertvolle Votum zeigt, daß wenigstens Arndt 
persönlich «Recht» zwar nicht von der Moral (als zwischen­
menschlicher Norm des Gerechtseins), aber ganz von der Re­
ligion trennt als einer individuellen Sache. Somit übersieht er 
auch «Kirche» als bekenntnismäßige Objektivität und Insti­
tution. 

Dies läßt uns zum Vergleich an einige Beiträge denken, die 
in letzter Zeit in der Schiveiz von liberaler Seite veröffentlicht 
wurden. So fand sich am 10. Februar in der «Neuen Zürcher 
Zeitung» eine mit SFP gezeichnete Glosse: «Konfessionelle 
Parteien», die im Anschluß an Gustav Heinemanns unselige 
Rede im deutschen Bundestag folgende Betrachtung anstellt : 

«Der Liberalismus hat gegen die Betonung der ethischen 
Werte des Christentums in der Politik nicht nur nichts einzu­
wenden, sondern fordert sie ausdrücklich. Er ist der Überzeu­
gung, daß ohne ein moralisches Fundament nicht auszukom-

, men ist, und hat dafür wohl die stärkste Grundlage geschaffen, 
indem er jede Emanzipation der öffentlichen von der privaten 
Moral bekämpft. Während die ,christlichen' Parteien das Chri­
stentum zu einer Angelegenheit der Politik machen wollen, 
setzt der Liberalismus umgekehrt christliche verantwortungs­
volle Persönlichkeiten voraus ... Das Christentum ... ist keine 
Wirtschafts- oder Staatslehre, weshalb auch alle christlichen 

Parteien nicht ohne ideologische Anleihen bei andern Parteien 
auskommen.» 

Dr. E. Bieri schreibt in einem großen Artikel («Freisinnige 
Politik - heute») in der «Neuen Zürcher Zeitung» vom 22. 
Februar zu unserem Thema: «Der Liberalismus ist eine Lehre, 
mehr, eine Praxis der Methoden des menschlichen Zusammen­
lebens. Er läßt jedem die Freiheit innerhalb der Schranken der 
Freiheit des Ganzen und verzichtet ausdrücklich darauf, das 
Weltbild, den Lebensstil oder die Religion an seine politische 
Doktrin zu binden oder umgekehrt seine politische Doktrin 
von einem metaphysischen System abhängig zu machen ...» 
Trotzdem betont er: «Man kann nicht die Institutionen der 
Demokratie haben, ohne auch das geistige Fundament, näm­
lich die überalen Ideen und die liberale Gesinnung haben und 
hegen zu wollen.» Das könnte Dr. Arndt fast wörtlich in sein 
Parteiprogramm übernehmen. Die Zitate ließen sich vermeh­
ren, die Gundlachs These von der liberalen Komponente im 
Sozialismus bestätigen - aber ebenso die Frage nahelegen: 
Wenn schon die Katholiken vom «Demokratischen Sozialis­
mus» verlangen, daß er sein liberales Erbe revidiere, bevor 
er auf starken katholischen Zuzug rechnen könne, warum 
sollte ein Gleiches nicht gelten gegenüber immer schon libe­
ralen Parteien? M. G. 

Wege zu Christus 
Der fünfte Weg: das Erbarmen 

Es ist nicht leicht, in der Liebe zu bestehen, sie zum Exi­
stenzakt zu machen: das bringt Leid mit sich, manchmal un­
tragbar schweres Leid. Wenn die Liebe in einem Menschen ganz 
tief geworden ist und die Angriffe der Selbstsucht überstanden 
hat, dann wird sein Innerstes mit Leid und Not überschüttet. 
Die Menschen merken die Selbstlosigkeit und Offenheit des 
Herzens und von überall her suchen sie bei ihm Verstehen, 
Wärme und Hilfe. Es ist manchmal leicht, zu helfen und mit 
kleinen Dingen große Herzensdienste zu erweisen. Sehr oft 
wird aber die Hilflosigkeit des Liebenden übergroß: Men­
schen kommen zu ihm mit leid-durchfurchtem Gesicht und er 
steht machtlos da, ohne helfen zu können. Ergreifend konnte 
Dostojewskij diese Not schildern : wir denken an die Szene aus 
den Brüdern Karamasow, wo Staretz Sossima die Frau zu 
trösten versucht, die ihr Söhnchen verloren hat. Wenn das 
Leid so tief geht, dann kann man anders nicht helfen, als daß 
man mitleidet. Die wirklich Liebenden haben diese schmerz­
liche Erfahrung oft gemacht. Sie werden durch ihre Liebe zur 
letzten Zuflucht der Existenz. Alles geht ihnen nahe. Das Lei­
den des Kindes erscheint vor ihnen in seiner tiefsten Furcht­
barkeit. Die Augen des Liebenden sind auch den ganz kleinen 
Tragödien des Alltags geöffnet, Tragödien, die vielleicht größer 
sind als die großen. Und sie suchen nach Mitteln, um helfen zu 
können, nach Möglichkeiten, um die Herzen beruhigen zu 
können. Sie schaffen tatsächlich viel Leid aus der Welt und 
heilen viele Wunden. Aber einmal erreichen sie die letzten 
Tiefen des Leides und dann sind sie machtlos. Das einzige, was 
sie tun können, ist ihr Herz zu öffnen, um alles Leid herein­
strömen zu lassen und in diesem Mitleiden zu verharren, bis 
der Leidende sich gehoben findet, weil ein Anderer sein Leid 
mitträgt. Es ist wichtig, zu sehen, daß dieses Mit-Leiden nicht 
als Gefühlsansteckung, Teilnahmebereitschaft, Rücksicht oder 
Zartgefühl verstanden werden kann. Im Mit-Leiden wird ja 
das Psychische gleichsam durchbrochen und etwas Metaphy­
sisches berührt: das Erbarmen. Dieses ist der letzte Akt der 
Liebe, die wirklich die Ichhaftigkeit überwunden und sich 
dem Andern ausgeliefert hat. Das Wort Erbarmen findet heute 
nicht viel Anklang. Es ist aus unserem Sprachgebrauch ver­

schwunden oder bezeichnet bloß eine rührselige Schwäche. 
Im Hebräischen wird für das Erbarmen das Wort « rahamim » 
gebraucht. Dies ist die Mehrzahl von «rehem», das Mutter­
schoß bedeutet. «Rahamim» bedeutet also zunächst jenes Ge­
fühl, das eine Mutter ihrer Leibesfrucht gegenüber empfindet. 
Durch dieses Bildwort ist mehr als ein psychologischer Zu­
stand ausgedrückt; jene Seins Verbundenheit ist hier angedeu­
tet, die im Bereich der Mütterlichkeit gedeiht: eine Seinsver­
bundenheit mit einem Hilflosen, dessen Leben von einem ab­
hängt. Es ist eine verwundbare, ja wesen dich wunde Liebe. 
Unzertrennbarkeit, Seinsverbundenheit und Seinsinnerlich­
keit sind Begriffe, die in diesem Wort mitschweben. 

Man wird diesen philologischen Exkurs verzeihen, hat er 
uns doch zu dieser zentralen Aussage geführt: in der Tiefe der 
Liebe west eine Innerlichkeit, aus der wir dem Hilflosen als 
solchem begegnen können, in der eine innere, das Psycho­
logische durchbrechende und seinsunmittelbare Verbunden­
heit mit diesem gegeben ist. Diese Innerlichkeit wird in uns 
berührt, wenn ein Leidender in seiner Verfallenheit vor uns 
steht und uns zum Mit-Sein anruft. Wir fühlen Uns zutiefst 
verpflichtet, obwohl vielleicht der Anruf gar keine Verpflich­
tung geltend macht. Zugleich fühlen wir die Angst auf diese 
Verpflichtung einzugehen, weil wir voraussehen, daß wir an 
dieser Hilflosigkeit noch tiefer teilhaben werden als der An­
rufende. Das Leid des geliebten Wesens verbraucht uns mehr 
als das eigene. Unser Dasein ist mehr durch die fremde, als 
durch unsere eigene Gebrechlichkeit bedroht. Trotzdem ant­
wortet die Liebe mit dem Erbarmen. Und das ist wohl das 
größte, was ein in seinem Wesen durch die Vergänglichkeit 
bedrohtes Dasein dem andern geben kann. 

Aus diesem Quell, aus der Liebe, fließen die Taten des Er­
barmens, und zwar immer bis an die Grenze des Möglichen. 

.Wesenseigenschaft des Erbarmens ist nämlich, daß es sich auf 
eine vollkommene Aufhebung des Leides richtet. Es bestehen 
natürlich Abstufungen in der Hilfsmöglichkeit, aber selbst 
dort, wo aus der inneren Gestalt des Leides heraus jegliche 
Hilfe unmöglich ist, bleibt die Unbedingtheit des Helfenwol-
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